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„Monnet (Frankreich) antwortete als Vorsitzender zusammenfassend auf die Erörterungen – Er 
verteidigte die der Assemblée im Dokument zugewiesene Rolle. – Er teile die Auffassung, dass 
die Assemblée auf die Dauer zu einem europäischen Parlament werden müsse. Aber gerade 
wenn man das wolle, dürfe man ihr nicht von vorneherein diese Stellung zuweisen, sondern 
müsse, indem man sie zunächst als ein nationales Organ konstituiere, den Widerspruch und den 
Wunsch nach einer Transformation in ein echtes supernationales Organ wecken.“1

„Aus Kreisen der Verhandlungsdelegation zum EWGV erfährt man, daß das Institut der Richt-
linie seine Existenz nicht dogmatischen Erwägungen des materiellen Verwaltungsrechts ver-
dankt, sondern einer politischen Überlegung: […] Man empfand es als unschicklich, daß eine 
so wenig demokratisch kontrollierte Organisation wie der Ministerrat oder die Kommission 
einem nationalen Parlament gar zu genaue Anweisungen gäbe. […] Deshalb wollte man ver-
mittels des Instituts der Richtlinien den nationalen Parlamenten eine gewisse Wahlmöglichkeit 
retten.“2

„Das Europäische Parlament […] bedauert […]
d) die Verzögerungen bei der Angleichung der Rechtsvorschriften und
– betont in diesem Zusammenhang, daß die Annäherung der Rechtsvorschriften mit fortschrei-
tender Integration zunehmende Bedeutung gewinnt;
– erklärt, daß das Europäische Parlament berufen ist, aktiv bei der Angleichung der Rechtsvor-
schriften mitzuwirken;
– fordert den Ministerrat sowie die Regierungen der Mitgliedstaaten auf, einer europäischen 
parlamentarischen Gesetzgebung auf bestimmten Rechtsgebieten den Weg zu ebnen […].“3

„Whilst during the seventies and eighties debates about the ‘demoratic deficit’ of the EC almost 
unanimously supported the strengthening of the European Parliament, the focus has meanwhile 
shifted in favour of the raising of the profile of national parliaments.“4

1  Institutioneller Ausschuss, Kurzprotokoll über die Sitzung vom 4./5.8.1950, S.  2, HAEU, 
PA-AA-102, S.  43 (44).

2  Börner, Die Entscheidung der Hohen Behörde, 1965, S.  106.
3  Europäisches Parlament, Entschließung zum Siebenten Gesamtbericht über die Tätigkeit 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. Oktober 1964, ABl.  EG 1964, P 177/2813 
(2814).

4  Winter, Reforming the sources and categories of EC Legal Acts, in ders. (Hrsg.), Sources 
and Categories of European Union Law. A Comparative and Reform Perspective, 1996, S.  13 
(25 f.).
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Frau Annette Schmidt, die sich, wie Herr Dr. Ferdinand Weber, die Zeit nahm, 
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Frau Prof. Dr. Angela Schwerdtfeger gilt mein Dank für die Übernahme der 
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erwiesen. Den Herren Prof. Dr. Thilo Marauhn und Prof. Dr. Christian Walter 
danke ich für die Aufnahme in die Schriftenreihe Jus Internationale et Euro­
paeum. 

Ein besonderer Dank gebührt ferner dem European University Institute und 
den Historischen Archiven der Europäischen Union für die Gewährung eines 
Reisekostenstipendiums zur Finanzierung meines Forschungsaufenthalts in den 
Archiven. Speziell möchte ich mich bei Herrn Dr. Dieter Schlenker und dem 
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schön an all diejenigen Freunde, die auf unterschiedlichste Weise dazu beigetra-
gen haben, dass das Projekt „Doktorarbeit“ schlussendlich gelungen ist. Dassel-
be gilt für meine wunderbare Familie, der ich natürlich viel mehr zu verdanken 
habe als es die Danksagung im Vorwort einer Dissertation ausdrücken könnte. 

Mein größter Dank gebührt schließlich meiner wundervollen Frau Reem. 
Wenn ich ihr bei den für sie anstehenden Herausforderungen auch nur im Ansatz 
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würde mich das sehr stolz machen. Ihr ist diese Arbeit gewidmet. 

Joel Herok	 Hamburg, im August 2020
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Einführung

A. Problemaufriss und Erkenntnisgewinn

In einem 1959 veröffentlichten Beitrag über die „ersten Rechtsetzungsakte der 
Organe der Europäischen Gemeinschaften“ erläutert Ulrich Everling, der als 
Mitglied des Bundeswirtschaftsministeriums sowohl an den Vorverhandlungen 
zum sogenannten Spaak-Bericht als auch an der Ausarbeitung der Vorschriften 
über die Niederlassungs- und die Dienstleistungsfreiheit im Vertrag über die Eu-
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG-Vertrag / EWGV) beteiligt war und 
schließlich ab 1980 das Amt des deutschen Richters am Gerichtshof der Europä-
ischen Gemeinschaften (EuGH) bekleidete,1 den Grund für die im EWG-Vertrag 
vorgenommene Differenzierung zwischen der staatengerichteten, lediglich ziel-
verbindlichen Richtlinie und der unmittelbar geltenden Verordnung2: 

„Bei der Wahl zwischen diesen Formen wird der Rat zu berücksichtigen haben, daß es sich bei 
der Gemeinschaft noch nicht um eine politische Gemeinschaft mit einem echten vom Volk 
gewählten Parlament handelt. Die Hoheitsgewalt ist von den Mitgliedstaaten entlehnt und kann 
daher nicht ohne wesentliche Rücksichtnahme auf diese ausgeübt werden […]. Der Vertrag hat 
aus diesem Grunde die Organe in weit mehr Fällen zum Erlaß von Richtlinien als zum Erlaß 
von Verordnungen ermächtigt.“3

Die europäische Rechtsetzung hat seither stetig an Intensität zugenommen. Dies 
erfolgte zunächst in vertikaler Richtung: Richtlinien wurden (und werden in jün-
gerer Zeit wieder) tendenziell detaillierter.4 In den 1970er Jahren erklärte der 

1  Siehe Due/Lutter/Schwarze (Hrsg.), Festschrift für Ulrich Everling, Band I, 1995, S.  7 f. 
(Vorwort); ferner https://curia.europa.eu/jcms/jcms/p1_217426/de/ (letzter Zugriff am 
16.12.2019).

2  Art.  189 Abs.  2 und 3 EWGV / Art.  288 Abs.  2 und 3 AEUV: „Die Verordnung hat allge-
meine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.“ (Abs.  2); „Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsicht-
lich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die 
Wahl der Form und der Mittel.“ (Abs.  3). 

3  Everling, Die ersten Rechtsetzungsakte der Organe der Europäischen Gemeinschaften, 
BB 1959, S.  52 (53). 

4  Zu dieser Entwicklung in den Aufbaujahren der EWG von 1958 bis etwa Mitte der 1980er 
Jahre siehe Tietje, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 
68. EL Oktober 2019, Art.  114 AEUV Rn.  10 ff.; Schwartz, 30 Jahre Rechtsangleichung, in: 


